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Antrag von einer Behörde und in Form eines Bescheides zu erledigen
ist.

Im Beschwerdefall hat der Magistrat Graz zu dem Ansuchen der
Beschwerdeführerin eine privatrechtliche Erklärung abgegeben und
keinen Bescheid, somit also keinen normativen, der Rechtskraft
fähigen Akt, erlassen.

Nach der Beurteilung der Rechtslage durch die Beschwerdeführerin
hätte der Magistrat Graz über den Antrag hoheitlich durch Bescheid
zu entscheiden gehabt. Nach dieser Auffassung wäre die Behörde
säumig geworden. Der Beschwerdeführerin bleibt es unbenommen,
auf dem im § 73 AVG. 1950 vorgezeichneten Weg und weiterhin
durch eine Säumnisbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof ihre
Rechtsansicht zu verfechten.

Der von der Beschwerdeführerin in diesem Verfahren bekämpfte
Akt ist kein Bescheid (Entscheidung oder Verfügung) einer Ver-
waltungsbehörde. Nur über Beschwerden gegen einen solchen Akt
kann der Verfassungsgerichtshof gemäß Art. 144 B-VG. angerufen
werden.

Die Beschwerde war daher wegen Nichtzuständigkeit des Ver-
fassungsgerichtshofes zurückzuweisen.

6178
Intimationsbescheid; kein Entzug des gesetzlichen Richters. Bau-
ordnung für Wien; denkmögliche Anwendung des § 8 Abs. 2

Erk. v. 8. Juni 1970,B 25170

Die Beschwerde wird abgewiesen.

Entscheidungsgründe :
(Auszug)

I. Die Erstbeschwerdeführerin als Grundeigentümerin und die
Zweitbeschwerdeführerin als Bauwerberin haben um die Erteilung der
Baubewilligung zur Errichtung eines Garagen-, Büro- und Geschäfts-
gebäudes in W. 4., O.gasse 17-21, auf den Liegenschaften EinlZ. 1351,
1368, 1369 und 1370, Grundbuch Kat. Gern. W., angesucht. Mit
dem Bescheid des Magistrates der Stadt Wien Stadtbauamt, Mag.
Abt. 36, vom 13. November 1968 ist das Ansuchen abgewiesen
worden. Die Baubehörde für Wien hat in ihrer Sitzung vom 20. No-
vember 1969 die Berufung als unbegründet abgewiesen. Durch diesen
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Berufungsbescheid erachten sich die beiden Beschwerdeführerinnen
in den verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten auf das Ver-
fahren vor dem gesetzlichen Richter und auf Unversehrtheit des
Eigentums verletzt. Sie beantragen, ihn als verfassungswidrig auf-
zuheben.

II. Am Kopfe des Berufungsbescheides stehen die Worte "Magi·
stratsdirektion der Stadt Wien - Rechtsmittelbüro" , im Spruch des
Bescheides wird jedoch festgestellt, daß über die Berufung die Bau-
oberbehörde für Wien entschieden hat. Am· Ende der Bescheid-
ausfertigung ist das Rundsiegel "Bauoberbehörde Wien" angebracht.
Es liegt somit nichts anderes vor, als daß die Entscheidung der Bau-
oberbehörde für Wien von der Rechtsabteilung der Magistrats-
direktion ausgefertigt worden ist. Die Meinung der Beschwerde,
der Bescheid stamme von der Magistratsdirektion und nicht von der
Bauoberbehörde, ist somit nicht richtig. Gegen diese von der
belangten Behörde gewählte Art der Bescheidzustellung bestehen
keine verfassungsrechtlichen Bedenken (in diesem Sinne Erk. VerfGH.
Slg. Nr. 2005/1950 und Nr. 4938/1965; ebenso VerwGH. Slg.
Nr. 2472 A/1952).

Die Beschwerdebehauptung, eine unzuständige Behörde habe den
Bescheid erlassen, trifft daher nicht zu. Dem Vorwurf, die Beschwerde-
führerinnen seien in dem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht
auf das Verfahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt worden,
fehlt damit die Grundlage.

nI. Der Bescheid der Mag. Abt. 36 vom 22. April 1966 über die
Bekanntgabe der Fluchtlinien und Höhenlagen samt Plan ist der
Erstbeschwerdeführerin am 17. Mai 1966 zugestellt worden. Nach
§ 11 der Bauordnung für Wien verliert eine solche Bekanntgabe ihre
Gültigkeit, wenn innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe der Flucht-
linie und Höhenlage hievon kein Gebrauch gemacht, hier also kein
Ansuchen für einen Baufall überreicht worden ist. Die Baubewilligung
ist am 31. Mai 1967 beantragt worden, also nach Ablauf der gesetz-
lichen Frist von einem Jahr.

Am 22. September 1967 hat der Gemeinderat der Stadt Wien für
ein "Teilgebiet beiderseits Favoritenstraße" , dargestellt im Plan
Nr. 45501IV, eine zeitlich begrenzte Bausperre verhängt. Diese ist im
Amtsblatt der Stadt Wien am 4. Oktober 1967 (Nr. 79 S. 6) kund-
gemacht worden. Die Grundflächen, auf die sich das Bauansuchen
bezieht, fallen unter das Gebiet der Bausperre.

Eine zeitlich begrenzte Bausperre hat nach § 8 Abs. 2 der Bau-
ordnung für Wien die Wirkung, daß keine Fluchtlinienbekanntgabe
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stattfindet und Neu-, Zu- oder Umbauten oder Grundabteilungen
nicht oder nur insoweit bewilligt werden, als sie nicht die Durch-
führung der beabsichtigten Anderung erschweren oder verhindern.

In der Begründung des abweislichen Bescheides der Mag. Abt. 36
vom 13. November 1968 wird ausgeführt, daß der amtliche Flucht-
linienplan im Zeitpunkt der Uberreichung des Ansuchens um Bau-
bewilligung bereits ungültig gewesen sei. Der Aufforderung vom
17. November 1967 um Beibringung eines gültigen amtlichen Flucht-
li~ienplanes samt Bescheid sei nicht entsprochen worden. In der
Zwischenzeit habe der Gemeinderat für das gegenständliche Stadt-
gebiet gemäß dem Plandokument Nr. 4550!IV eine zeitlich begrenzte
Bausperre verhängt. Eine Erklärung, daß die Liegenschaft "durch die
beabsichtigten Anderungen des Bebauungsplanes nicht berührt wird",
sei durch die zuständige Mag. Abt. 18 nicht abgegeben worden.

In Ausführung des Beschwerdepunktes betreffend die Verletzung
des Eigentumsrechtes beschäftigt sich die Beschwerde in eingehender
Weise mit der Bausperre, die für ungesetzlich gehalten wird und auf
die die Abweisung des Bauansuchens nicht hätte gestützt werden
dürfen. Der Feststellung im bekämpften Bescheid, daß das einge-
reichte Projekt dem bestehenden Bebauungsplan nicht entsprochen
habe, tritt die Beschwerde nicht entgegen.

Dem angefochtenen Bescheid liegt die Auffassung zugrunde, daß
eine Bausperre im Sinne des § 8 Abs. 2 der Bauordnung für Wien
lediglich die rechtliche Wirkung des bestehenden Bebauungsplanes
für eine begrenzte Zeit außer Kraft setzt und daß die vorgesehene
Ausnahme von der Bausperre jedenfalls zur Voraussetzung hat, daß
das Bauprojekt dem weiterhin bestehenden Bebauungsplan nicht
widerspricht. Der Verfassungsgerichtshof erachtete dies als eine denk-
mögliche Auslegung des Gesetzes. Die Feststellung, daß das Projekt
dem bestehenden Bebauungsplan Nr. 1119 nicht entspricht, weil die
inneren Baufluchtlinien nicht beachtet worden sind, ist mit der Akten-
lage vereinbar. Die Behörde hat in der Sache den Fall so beurteilt,
als ob keine Bausperre verhängt worden wäre. Die Ausführungen der
Beschwerde über die Bausperre sind daher unerheblich.

Das verfassungsgesetzlicb gewährleistete Eigentumsrecht wird
wegen des Gesetzvorbehaltes im Art. 5 StGG. nur durch einen gesetz-
losen Eingriff verletzt, nicht aber durch eine einfachgesetzliche Rechts-
widrigkeit. Ein gesetzloser Eingriff liegt nach der ständigen Judikatur
des Verfassungsgerichtshofes auch dann vor, wenn die Behörde ein
Gesetz in denkunmöglicher Weise handhabt. Dies ist im vorliegenden
Fall nicht geschehen. Sowohl die Auslegung des Gesetzes durch die
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Behörde als auch die von ihr getroffene Feststellung sind vertretbar
und damit keine als gesetzlos anzusehenden Akte.

Es hat daher kein verfassungswidriger Eingriff in das Eigentum
stattgefunden.

Die Beschwerde war somit als unbegründet abzuweisen.

6179
Verfassungsgerichtsbarkeit; Art. 144 B-VG. Klaglosstellung

Beseh!.v. 8. Juni 1970,B 28170

Das Verfahren wird eingestellt.

Begründung:
Der minderjährige Sohn des Beschwerdeführers besuchte im Schul-

jahr 1968i69 die Klasse 4 b des Bundesrealgymnasiums in G.. Seine
5. Mathematik-Schularbeit vom 27. März 1969 wurde mit "nicht
genügend" beurteilt. Gegen diese Benotung erhob der Beschwerde-
führer als gesetzlicher Vertreter seines'Sohnes Beschwerde (Ein-
spruch) an den Landesschulrat für Niederösterreich. Darin wurde
eine aufsichtsbehördliche Uberprüfung dieser Arbeit im besonde-
ren, darüber hinaus aber auch der vorangegangenen anderen Ar-
beiten des Sohnes und auch sämtlicher anderen Schularbeiten der
Klasse beantragt. Nach einer Darlegung der nach der Meinung des
Antragstellers gegebenen Fehlerhaftigkeit der Klassifizierung wurde
beantragt, die 5. Schularbeit mit "genügend" zu benoten. Der Landes-
schulrat für Niederösterreich hat mit Bescheid vom 7. August 1969
die Beschwerde zurückgewiesen.

Gegen den Zurückweisungsbescheid des Landesschulrates für
Niederösterreich erhob der Beschwerdeführer am 29. August 1969
Berufung.

"Unter Bedachtnahme auf die Berufung des RudoIf I-!-, ... gegen
den Bescheid des Landesschulrates für Niederösterreich vom 7. August
1969, Z. IiB-327i2-1969" erließ das Bundesministerium für Unterricht
den Bescheid vom 3. Dezember 1969, dessen Spruch lautet: "Der
Bescheid des Landesschulrates für Niederösterreich vom 7. August
1969,Z. IiB-327i2-1969, wird in Ausübung des Aufsichtsrechtes gemäß
§ 68 Abs. 7 AVG. 1950 behoben und die Angelegenheit zur neuer-
lichen Behandlung an den Landesschulrat für Niederösterreich ver-
wiesen,"


